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Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts darf Frauen in 

prekären Lebenssituationen nicht ausschließen 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) hat eine umfassende Stellungnahme zum Referen-

tenentwurf „Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts“ ver-

öffentlicht. In seiner Stellungnahme begrüßt der djb das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel, 

das Staatsangehörigkeitsrecht zu modernisieren, bringt jedoch schwerwiegende Einwände ge-

gen den Entwurf vor. „Eine Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts verfehlt ihr Ziel, 

wenn sie Geschlechtsungleichheiten fortschreibt“, sagt die Präsidentin des djb, Prof. Dr. Maria 

Wersig.  

Die vorgesehene Aufhebung des Verbotes der Mehrstaatigkeit sowie die Absenkung der 

erforderlichen Voraufenthaltszeiten sind richtige und wichtige Schritte. Durch die geplante 

Verschärfung bei der Lebensunterhaltssicherung werden die positiven Reformvorschläge 

jedoch völlig untergraben. Die vorgesehene Auswahl der künftig privilegierten 

Personengruppen, die von der Lebensunterhaltssicherung ausgenommen sind, ist willkürlich 

und berücksichtigt nicht Frauen in prekären Lebenssituationen. Gerade die Auswahl der 

privilegierten Personengruppen wirft eine Reihe gleichheitsrechtlicher Fragen auf. 

Sie hält das traditionelle Familienbild einer in Vollzeit arbeitenden Person und einer sich um 

den Nachwuchs kümmernden Person aufrecht, fördert damit Abhängigkeitsverhältnisse und 

steht letztlich im Widerspruch und Spannungsverhältnis zu der geplanten Änderung, die der 

Gleichberechtigung von Männern und Frauen mehr Gewicht beimessen will. Ferner erleichtert 

die geplante Änderung auch nicht die Einbürgerung für die sogenannte Gastarbeitergenera-

tion. Vielmehr bleibt für sie die bisherige Regelung bestehen, die auf individuelle Verantwort-

lichkeit bei der Bezugnahme von Sozialleistungen abstellt.  

Insbesondere Frauen in prekären Lebenssituationen, wie pflegende Angehörige, alleinerzie-

hende Mütter, Frauen mit Behinderung und Rentnerinnen, die Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung erhalten, werden so dauerhaft von der Einbürgerung und somit von 

der Chance auf demokratische Teilhabe ausgeschlossen. Dabei handelt es sich gerade bei den 

benannten Personengruppen um solche, deren unbezahlte Arbeit für die Gesellschaft von es-

senzieller Bedeutung ist. Der Staat trägt eine besondere Verantwortung für sie, insbesondere 

für behinderte Menschen. Der djb spricht sich daher für eine Beibehaltung der geltenden 

Rechtslage aus, nach der ein Einbürgerungsanspruch trotz der Inanspruchnahme von Sozial-

leistungen besteht, wenn diese Inanspruchnahme nicht zu vertreten ist.   
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